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Beratungsbesuche nach § 37 Abs. 3

„Beratung soll Pflegesituation verbessern“
Ambulante Pflegediensten sollen bei Beratungsbesuchen nach § 37 Abs. 3 SGB XI den 

Aspekt der Qualitätskontrolle einbeziehen, macht Unternehmensberater Ralph Wißgott 

deutlich. Vom Gesetzgeber gibt es seit diesem Jahr Empfehlungen dazu.

Von Ralph Wißgott

Winsen/Aller // Mit den Pflege-
stärkungsgesetzen hat der Gesetz-
geber die Vertragsparteien nach  
§ 113 damit beauftragt „Empfehlun-
gen nach § 37 Absatz 5 SGB XI zur 
Qualitätssicherung der Beratungsbe-
suche nach § 37 Absatz 3 SGB XI“ zu 
beschließen. Dies hätte bereits zum 
1. Januar 2018 passieren sollen. Das 
Zeitziel wurde jedoch nur knapp ver-
fehlt. Die Empfehlungen stammen 
vom 29.Mai 2018, allerdings wurden 
sie erst einige Monate später publik.

Die Empfehlungen machen Aus-
sagen zum Geltungsbereich, zur Ziel-
setzung, zur Strukturqualität, zu den 

Orten der Durchführung, zur Qualifi-
kation des durchführenden Personals 
und Beratungsverständnisses, zur 
Prozessqualität sowie zur Ergebnis-
qualität. In der Anlage befindet sich 
eine „Gegenüberstellung der Aus-
gestaltungsmöglichkeiten von Be-
ratungsanlässen“ nach § 37.3, § 45 
sowie §§ 7a und 7c. Zudem verwei-
sen die Empfehlungen auf die soge-
nannte „Purfam-Checkliste“ im Zu-
sammenhang mit Missbrauch und 
physischen und psychischen Gewalt-
phänomenen.

Deutlich gemacht wird nicht nur 
die Wichtigkeit von Beratung, Hilfe-
stellung und Unterstützung, sondern 
vor allem auch der qualitätssichernde 

und auch gutachterliche Aspekt, mit 
Fokus auf die Gefahrensituationen 
durch eine unzureichende Pflege oder 
gar Missbrauch. Das sind Themenfel-
der, die in der Vergangenheit bei der 
Durchführung von Beratungseinsät-
zen gerne auch mal nicht so berück-
sichtigt wurden.

Kein Verbraucherschutz

Natürlich ist es für eine durchfüh-
rende Pflegekraft unangenehm, sich 
mit „schlechter“ Pflege oder gar Ge-
walt und „Gefahr im Verzug“ ausei-
nander setzen zu müssen. Allerdings 
sind diese Punkte daher von aller-
größter Wichtigkeit, da der § 37 Abs. 

3 SGB XI die einzige Rechtsgrundlage 
bietet, auf die Qualität von Angehö-
rigenpflege einzuwirken. Entgegen 
dem vollstationärem Sektor, in dem 
die Heimaufsichten für den Schutz 
der Pflegebedürftigen zuständig sind, 
gibt es in der ambulanten Angehö-
rigenpflege keinerlei „Verbraucher-
schutz“, außer eben dem § 37 Abs. 3. 
Der größte Anteil der Pflegebedürf-
tigen in Deutschland befinden sich 
jedoch im Pflegegeldbezug. Diese 
können also nur über diesen Weg 
kontrolliert und unterstützt werden.

Auch Angehörige im Auge

Die Pflegedienste müssen sich jedes 
Jahr einer umfangreichen Qualitäts- 
und Abrechnungsprüfung unterzie-
hen und entsprechend „Rede und 
Antwort“ stehen. Daher ist es enorm 
wichtig, dass die Pflegekräfte, die 
die Beratungsbesuche durchführen, 
den Aspekt der Qualitätskontrolle der 
Angehörigenpflege entsprechend in 
ihre Beratungseinsätze einbeziehen. 
Auch Angehörige müssen sich ver-
antworten. Positiv ist zudem, dass im 
Anhang eine Gegenüberstellung der 
unterschiedlichen Beratungen und 
deren Inhalte vorgenommen wurde, 
mit dem Ziel, die Unterschiede zu ver-
deutlichen. Aus Sicht eines Pflege-
dienstes ist dabei vor allem die Ab-
grenzung zwischen einer Beratung 
nach § 37.3 und § 45 (nicht zu ver-
wechseln mit § 45b) von Interesse, 
da es in diversen Fällen sinnvoll und 
notwendig ist, nach einer Beratung 
nach § 37.3 eine individuelle Pflege-
schulung nach § 45 durchzuführen.

Welche Formulierung stimmt?

Aus meiner Sicht unzureichend, stel-
len die Empfehlungen den eigentli-
chen gesetzlichen Auftrag dar. Im SGB 
XI § 37 Abs. 4 heißt es, dass „(...) die 
bei dem Beratungsbesuch gewonnen 

Erkenntnisse über die Möglichkeiten 
der Verbesserung der häuslichen Pfle-
gesituation dem Pflegebedürftigen 
und mit dessen Einwilligung der Pfle-
gekasse (...) mitzuteilen“ sind. Dieser 
Auftrag findet sich leider in den Emp-
fehlungen so nicht wieder, dort heißt 
es: „In der Beratungssituation ist fest-
zustellen, ob die Pflegesituation als 
zufriedenstellend gewertet werden 
kann“. In den Musterdokumentati-
onsformularen des GKV-Spitzenver-
bandes ist die Rede von „die Pflege 
ist sichergestellt“. Also drei verschie-
dene Formulierungen, doch welche 
ist die richtige?

Ab wann bitte, liebe Empfeh-
lungsgeber, ist denn eine Pflegesitua-
tion als zufriedenstellend zu werten? 
Ab wann, lieber GKV-Spitzenverband, 
ist eine Pflege sichergestellt?

Ich hätte mir sehr gewünscht, dass 
die Empfehlung auch eine Checkliste 
beziehungsweise einen Score enthält, 
mit dem der Grad der Sicherstellung 
oder Zufriedenstellung nach einem 
einheitlichen System bewertet wer-
den kann. So ist es nun wieder jeder 
Pflegekraft selbst überlassen eine 
solche Beurteilung vorzunehmen. 
Solange es ein solches System nicht 
gibt, kann ich keiner durchführen-
den Pflegekraft empfehlen, eine sol-
che Beurteilung vorzunehmen und 
sich auch nicht über ein Formular 
dazu „nötigen“ zu lassen. Aus die-
sem Grunde haben wir bereits 2017 
ein alternatives Dokumentationsfor-
mular entwickelt, welches der gesetz-
lichen Aufgabenstellung entspricht. 
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Präventive Hausbesuche

Zeitnahe Umsetzung gefordert
Münster/Mainz // „Die Bundesregie-
rung muss zeitnah die Förderung des 
Auf- und Ausbaus Präventiver Haus-
besuche in enger Abstimmung mit 
den Ländern und den Kommunalen 
Spitzenverbänden auf den Weg brin-
gen“, forderte die rheinland-pfälzi-
sche Arbeits- und Sozialministerin 
Sabine Bätzing-Lichtenthäler. 

Einen entsprechenden Beschluss 
hatte die Arbeits- und Sozialminister-
konferenz auf Initiative von Baden-
Württemberg und Rheinland-Pfalz 
gefasst. „Das Konzept der präventiven 
Hausbesuche, wie es im Koalitions-
vertrag auf Bundesebene vorgesehen 
ist, ist nicht neu. Rheinland-Pfalz hat 
mit dem Modellprojekt der Gemein-
deschwesterplus bereits sehr gute Er-
fahrungen gemacht. Das belegt auch 
der Mitte des Jahres vorgelegte Ab-
schlussbericht der wissenschaft-
lichen Evaluation“, sagte Bätzing- 
Lichtenthäler. 

Während mit dem Pflege-Wei-
terentwicklungsgesetz im Jahr 2008 
zugehende Beratungsstrukturen für 
pflegebedürftige Menschen in Ge-
stalt der Pflegeberatung nach § 7a 
des Elften Buches Sozialgesetzbu-

ches (SGB XI) als Rechtsanspruch nor-
miert und seitdem beständig fortent-
wickelt wurden, steht die regelhafte 
Etablierung vergleichbarer Struktu-
ren für ältere bzw. hochbetagte Men-
schen, die noch nicht pflegebedürftig 
sind, noch am Anfang. 

„Präventive Hausbesuche sind ein 
wichtiger Baustein zur Gesundheits-
förderung älterer Menschen und hel-
fen dabei, den Eintritt von Pflegebe-
dürftigkeit langfristig zu verhindern 
oder zu verzögern“, argumentierte 
die Ministerin. Aus diesem Grund 
sei es auch nachvollziehbar, dass die 
Förderung aus Präventionsmitteln er-
folgen soll. 

Die Landesregierung Rheinland-
Pfalz hat am 1. Juli 2015 mit dem 
Modellprojekt Gemeindeschwester-
plus als ein neues Angebot für hoch-
betagte Menschen, die noch keine 
Pflege brauchen, sondern Unterstüt-
zung und Beratung in ihrem aktuel-
len Lebensabschnitt, gestartet. Ge-
meindeschwesterplus wurde über 
einen Zeitraum von dreieinhalb Jah-
ren bis zum 31. Dezember 2018 er-
probt und vom Land im ganzen Um-
fang finanziert. � (ck)

Neustart nach Insolvenz

Stephanus Stiftung hilft Pflegetiger auf die Beine
Berlin // Nach der Insolvenz des Berli-
ner Start-up-Unternehmens Pflegeti-
gerim Herbst dieses Jahres, steht ein 
neuer Gesellschafter bereit. Die Ste-
phanus Stiftung will das Konzept 
der Nachbarschaftspflege mit dem 
neuen Gesellschaft noch konsequen-
ter umsetzen und weiterentwickeln, 
heißt es in einer Mitteilung der Stif-
tung.

„Wir freuen uns, dass wir mit 
der Stephanus-Stiftung einen star-
ken Partner für die Zukunft unseres 
Konzeptes gewinnen konnten. Er-
möglicht wird die Fortsetzung von 
Pflegetiger vor allem durch die Mit-
arbeiter, die dem Unternehmen in 
der schweren Phase der letzten Wo-
chen treu geblieben sind und dafür 
gesorgt haben, dass der Geschäfts-
betrieb während des vorläufigen In-
solvenzverfahrens reibungslos wei-
tergehen konnte” sagte Constantin 
Rosset, einer der drei Gründer von 
Pflegetiger.

„Der Kontakt zu Pflegetiger war 
schon Anfang dieses Jahres entstan-
den. Wir konnten Team und Konzept 
in den letzten Monaten sehr gut ken-
nenlernen und freuen uns, dass wir 

durch unsere Beteiligung eine Fort-
führung des Konzepts ermöglichen 
und mit unserer Erfahrung zum Er-
folg von Pflegetiger beitragen kön-
nen“, ergänzte Harald Thiel, Vorstand 
der Stephanus-Stiftung. Pflegetiger 
und die Stephanus-Stiftung planen 
nach eigenen Angaben, das Unter-
nehmen in der Zukunft gemeinsam 

zu entwickeln, wobei ein besonders 
enger Austausch in den Berliner 
Schwerpunktegebieten der Stepha-
nus-Stiftung stattfinden wird. Dabei 
werde Pflegetiger von der vorhande-
nen Infrastruktur des Partners profi-
tieren, kündigte die Stiftung an.� (ck)
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